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Einladung 

 
Wir laden hiermit die Aktionäre1* unserer Gesellschaft ein zur ordentlichen Hauptversammlung 
am Mittwoch, den 7. Mai 2025, um 10:00 Uhr (MESZ). 
 
Die Hauptversammlung wird als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung stattfinden.  
 
Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete und legitimierte Aktionäre sowie ihre 
Bevollmächtigten können sich im Wege der elektronischen Kommunikation über ein passwort-
geschütztes Aktionärsportal unter der Internetadresse www.wacker.com/hauptversamm-
lung zu der virtuellen Hauptversammlung zuschalten und auf diese Weise an der Versamm-
lung teilnehmen. Wie Aktionäre und ihre Bevollmächtigten Zugang zum passwortgeschützten 
Aktionärsportal erhalten, ist nachfolgend im Abschnitt „Aktionärsportal“ beschrieben. 
 
Die gesamte Hauptversammlung wird für angemeldete Aktionäre und ihre Bevollmächtigten 
mit Bild und Ton live über das passwortgeschützte Aktionärsportal übertragen. Die Eröffnung 
der Hauptversammlung und die Reden des Aufsichtsrats- und des Vorstandsvorsitzenden 
können auch von sonstigen Interessierten unter der Internetadresse  
wwww.wacker.com/hauptversammlung live über das Internet verfolgt werden. 
 
Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich im 
Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachts- und Weisungserteilung an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreterinnen.  
 
Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Räumlichkeiten der  
Gesellschaft in der Gisela-Stein-Straße 1, 81671 München. Für die Aktionäre und deren  
Bevollmächtigte (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreterin-
nen) besteht kein Recht und keine Möglichkeit zur Anwesenheit am Ort der Versammlung. 

 
  

 
*   Die Inhalte dieser Einberufung sprechen alle Geschlechter gleichermaßen an. Zur besseren Lesbarkeit wird nur die männ-

liche Sprachform verwendet. 



 

Tagesordnung 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31.12.2024, des gebilligten 

Konzernabschlusses zum 31.12.2024 und des zusammengefassten Lageberichts 
für das Geschäftsjahr 2024, einschließlich des erläuternden Berichts des  
Vorstands zu den Angaben nach § 289a und § 315a HGB sowie des Berichts des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 
 
Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzern-
abschluss gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen ist daher zu diesem Punkt der Tagesordnung keine Beschlussfassung 
der Hauptversammlung vorgesehen. 
 
 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2024 in 
Höhe von 1.377.480.082,85 € wie folgt zu verwenden: 
 
1. Ausschüttung an die Aktionäre 

 
Dies entspricht angesichts der Einteilung des Grundkapi-
tals von 260.763.000,00 € in 52.152.600 Stückaktien unter 
Berücksichtigung der von der Gesellschaft gehaltenen 
2.474.617 eigenen Aktien, aus denen der Gesellschaft 
keine Rechte zustehen, der Zahlung einer Dividende von 
2,50 € je dividendenberechtigter Aktie. 

 

124.194.957,50 € 

2. Gewinnvortrag auf neue Rechnung 1.253.285.125,35 € 

 
 
3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands der Wacker 
Chemie AG für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen. 
 
 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats der Wacker 
Chemie AG für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen. 
 

  



 

5.  Wahl des Abschluss- und Konzernabschlussprüfers, des Prüfers für die prüferi-
sche Durchsicht von Zwischenfinanzberichten, sowie des Prüfers der Nachhaltig-
keitsberichterstattung 

 
Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor zu beschlie-
ßen: 
 
5.1 Die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,  

München, wird zum Abschlussprüfer des Jahresabschlusses und des Konzern-
abschlusses für das am 31.12.2025 endende Geschäftsjahr sowie zum Prüfer 
für eine etwaige prüferische Durchsicht von Zwischenfinanzberichten für das 
Geschäftsjahr 2025 und von Zwischenfinanzberichten für das Geschäftsjahr 
2026 im Zeitraum bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung im  
Geschäftsjahr 2026 gewählt. 

 
5.2 Die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,  

München, wird zum Prüfer der Nachhaltigkeitsberichtserstattung für das  
Geschäftsjahr 2025 gewählt.  

 
 Die Wahl eines Prüfers für die Nachhaltigkeitsberichterstattung für das Geschäftsjahr 

2025 erfolgt vorsorglich für den Fall, dass der Gesetzgeber eine ausdrückliche Wahl 
dieses Prüfers durch die Hauptversammlung verlangen sollte und die Prüfung der Nach-
haltigkeitsberichterstattung nach dem deutschen Umsetzungsrecht nicht ohnehin dem 
Abschlussprüfer obliegen sollte. 
 
Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei von ungebührlicher Ein-
flussnahme durch Dritte ist und ihm keine die Auswahlmöglichkeiten beschränkende 
Klausel im Sinne von Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung auferlegt wurde. 

 
 
6. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts 

 
Gemäß § 162 AktG ist von Vorstand und Aufsichtsrat jährlich ein Vergütungsbericht zu 
erstellen und der Hauptversammlung gemäß § 120a Abs. 4 AktG zur Billigung vorzule-
gen. Der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 wurde gemäß §162 Abs. 3 AktG 
durch den Abschlussprüfer daraufhin geprüft, ob die gesetzlich geforderten Angaben 
nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht wurden. Der Vergütungsbericht samt Prüfungs-
vermerk ist ab Einberufung der Hauptversammlung und auch während der Hauptver-
sammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
 

www.wacker.com/hauptversammlung 
 
zugänglich.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften 
Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 zu billigen.  
 

  



 

7.  Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und deren 
Verwendung sowie zum Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts 

 
 Die von der Hauptversammlung am 4. August 2020 unter Tagesordnungspunkt 6  

beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien gilt für den Erwerb eigener  
Aktien bis zum 3. August 2025 und wird mit diesem Tag auslaufen.  

 Es soll deshalb eine neue, nunmehr bis zum 6. Mai 2030 befristete Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG und deren Verwendung beschlos-
sen werden. 

 
 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

a) Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 6. Mai 2030 mit Zustimmung des Aufsichts-
rats zu jedem zulässigen Zweck eigene Aktien in einem Volumen von bis zu 10 Pro-
zent des derzeitigen oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Ein  
Erwerb zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ist ausgeschlossen. Auf die  
aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen 
eigenen Aktien, die die Gesellschaft zum Zeitpunkt des Erwerbs bereits erworben 
hat und jeweils noch besitzt oder die ihr nach § 71d und § 71e AktG zuzurechnen 
sind, nicht mehr als 10 Prozent des Grundkapitals entfallen.  
 
Der Erwerb kann über die Börse oder mittels eines an sämtliche Aktionäre gerich-
teten öffentlichen Kaufangebots erfolgen. Öffentliche Kaufangebote können auch 
mittels einer Aufforderung zur Abgabe von Angeboten erfolgen.  
 
Im Falle des Erwerbs über die Börse darf der Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbs-
nebenkosten), bei einem öffentlichen Kaufangebot der Angebotspreis beziehungs-
weise die Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbs- 
nebenkosten), den Börsenkurs um nicht mehr als 10 Prozent über- oder unterschrei-
ten. Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne der vorstehenden Regelung gilt dabei 
im Falle eines Erwerbs über die Börse der Mittelwert der Kurse der Aktie der Gesell-
schaft in der Schlussauktion im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfol-
gesystem) während der letzten drei Börsenhandelstage vor dem Erwerb der Aktien.  
 
Im Falle eines Erwerbs mittels eines an sämtliche Aktionäre gerichteten Kaufange-
bots gilt der Mittelwert der Kurse der Aktie der Gesellschaft in der Schlussauktion im 
Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) während der letzten 
drei Börsenhandelstage vor der Veröffentlichung der Entscheidung zur Abgabe die-
ses Angebots beziehungsweise zur Annahme von Angeboten der Aktionäre als 
maßgeblicher Börsenkurs. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines Kaufange-
bots Kursbewegungen, die für den Erfolg des Angebots erheblich sein könnten, kann 
der Preis beziehungsweise die Preisspanne während der Angebotsfrist angepasst 
werden. In diesem Fall bezieht sich die 10 Prozent-Grenze für das Über- oder  
Unterschreiten auf den entsprechenden Schlussauktionskurs am letzten Börsenhan-
delstag vor der endgültigen Entscheidung des Vorstands über die Anpassung. 
 
Sofern die Anzahl der zum Kauf angedienten beziehungsweise angebotenen Aktien 
das von der Gesellschaft insgesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, 
kann das Andienungsrecht der Aktionäre insoweit ausgeschlossen werden, als der 
Erwerb nach dem Verhältnis der jeweils angedienten beziehungsweise angebote-
nen Aktien je Aktionär erfolgt. Es kann auch eine bevorrechtigte Berücksichtigung 
beziehungsweise Annahme geringer Stückzahlen bis 100 Stück angedienter bezie-
hungsweise angebotener Aktien je Aktionär sowie eine Rundung nach kaufmänni-
schen Grundsätzen vorgesehen werden.  



 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Veräußerung 
der aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien auch in anderer 
Weise als über die Börse oder mittels Angebot an sämtliche Aktionäre unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre vorzunehmen, soweit die Veräußerung  
gegen bar zu einem Preis erfolgt, der den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft 
zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Der rechnerische 
Anteil am Grundkapital, der auf die so verwendeten eigenen Aktien entfällt, darf 10 
Prozent des Grundkapitals im Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser 
Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung nicht über-
schreiten. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 
dieser Erwerbsermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder  
veräußert werden. Ferner sind Aktien anzurechnen, die aufgrund einer während der 
Laufzeit dieser Erwerbsermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG begebenen Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibung ausgegeben oder gewährt wurden oder 
noch auszugeben oder zu gewähren sind.  
 
Zudem können die erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
auch außerhalb der Börse gegen Sachleistung angeboten oder übertragen werden, 
ohne sie allen Aktionären im Verhältnis ihrer Beteiligung an der Gesellschaft zum 
Erwerb anzubieten, soweit dies zu dem Zweck erfolgt, Unternehmen, Unterneh-
mensteile oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegen-
stände oder Ansprüche auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließ-
lich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre im Sinne der §§ 15 ff. AktG  
verbundenen Unternehmen zu erwerben. 
 
Darüber hinaus kann bei einem Angebot zum Erwerb eigener Aktien an alle  
Aktionäre das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden. 
 

  Unberührt bleibt der Beschluss der Hauptversammlung vom 15. März 2006, der die 
Veräußerung beziehungsweise Verwendung von 782.300 bereits gegenwärtig der 
Gesellschaft gehörenden eigenen Aktien von der Zustimmung von Aufsichtsrat und 
Hauptversammlung abhängig macht. 

 
c) Der Vorstand wird weiterhin ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung erworbe-

nen eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ohne weiteren Haupt- 
versammlungsbeschluss einzuziehen. Die Einziehung kann im Wege der Kapital-
herabsetzung oder ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen  
Betrags der übrigen Aktien am Grundkapital erfolgen. Der Vorstand ist in diesem 
Fall auch zur Anpassung der Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung ermächtigt. 
 

d) Die vorstehenden Ermächtigungen zur Veräußerung/Verwendung oder Einziehung 
eigener Aktien können ganz oder in Teilen, einmal oder mehrmals, einzeln oder ge-
meinsam, auch durch mit der Gesellschaft im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene 
Unternehmen oder für Rechnung der Gesellschaft oder ihrer verbundenen Unter-
nehmen handelnde Dritte, ausgenutzt werden. 

 
e) Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung am 4. August 2020 erteilte 

Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener Aktien wird mit 
Wirksamwerden dieser neuen Ermächtigung aufgehoben. 

  



 

 Der schriftliche Bericht des Vorstands über die Gründe, aus denen er ermächtigt sein 
soll, unter bestimmten Voraussetzungen das Bezugs- und Andienungsrecht der Aktio-
näre auszuschließen (§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2, Abs. 3 S. 4 AktG), 
ist im Anschluss an diese Tagesordnung abgedruckt und von der Einberufung der 
Hauptversammlung an und auch während der Hauptversammlung über die Internetseite 
der Gesellschaft unter  

  
www.wacker.com/hauptversammlung  

 
 verfügbar. 
 
  



 

 
******************** 

 

Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung 
 
Zu Punkt 7 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, den Vorstand  
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene 
Aktien in einem Volumen von bis zu 10 Prozent des Grundkapitals zu erwerben und die  
erworbenen eigenen Aktien auch unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wieder 
zu veräußern oder zu verwenden.  
 
Die von der Hauptversammlung am 4. August 2020 erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener 
Aktien wird am 3. August 2025 auslaufen. Daher soll eine neue Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien gemäß § 78 Abs. 1 Nr. 8 AktG für die gesetzlich zugelassene Höchstdauer von 
fünf Jahren erteilt werden. Der Erwerb eigener Aktien kann nur über die Börse oder mittels 
eines an alle Aktionäre gerichteten Kaufangebots erfolgen. Öffentliche Kaufangebote können 
auch mittels einer Aufforderung zur Abgabe von Angeboten erfolgen. Hierdurch erhalten alle 
Aktionäre in gleicher Weise die Gelegenheit, Aktien an die Gesellschaft zu veräußern, sofern 
die Gesellschaft von der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien Gebrauch macht.  
 
Sofern die Anzahl der zum Kauf angedienten beziehungsweise angebotenen Aktien das von 
der Gesellschaft insgesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, kann der Erwerb 
unter Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionäre statt nach dem Verhältnis der Beteili-
gungsquoten auch nach dem Verhältnis der angedienten beziehungsweise angebotenen  
Aktien je Aktionär erfolgen, um das Zuteilungsverfahren zu vereinfachen. Dieser Vereinfa-
chung dient auch die Möglichkeit der bevorrechtigten Berücksichtigung geringer Stückzahlen 
bis 100 Stück angedienter beziehungsweise angebotener Aktien und die Rundung nach kauf-
männischen Grundsätzen. Der Vorstand hält einen darin liegenden Ausschluss eines etwai-
gen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt sowie gegen-
über den Aktionären für angemessen. 
 
Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien können gemäß den gesetzlichen  
Bestimmungen über die Börse oder mittels eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre  
wieder veräußert werden. Mit diesen Möglichkeiten des Verkaufs wird bei der Wiederausgabe 
der Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt. Im Fall einer Veräußerung 
eigener Aktien durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre soll der Vorstand dabei auch dazu 
ermächtigt werden, das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausschließen zu können, um die  
Abwicklung der Veräußerung zu erleichtern 
 
Der Beschlussvorschlag sieht darüber hinaus vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats eine Veräußerung der aufgrund der Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien 
auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre vornehmen 
kann, wenn die eigenen Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis der 
Aktie der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit 
dieser Ermächtigung, die einem Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre 
gleichkommt, wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 S. 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss  
Gebrauch gemacht. Im Interesse der Gesellschaft soll damit insbesondere die Möglichkeit 
geschaffen werden, institutionellen Investoren Aktien der Gesellschaft anzubieten und/oder 
den Aktionärskreis zu erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage versetzt  
werden, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können. Den Inte-
ressen der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem Preis 
veräußert werden dürfen, der den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Der rechnerische Anteil am Grundkapital, der 



 

auf die so verwendeten eigenen Aktien entfällt, darf zehn Prozent des Grundkapitals im Zeit-
punkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung sind 
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Erwerbsermächtigung bis zum Zeitpunkt 
ihrer Ausnutzung in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind Aktien anzurechnen, die aufgrund einer  
während der Laufzeit dieser Erwerbsermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG begebenen Wandel- und/oder  
Optionsschuldverschreibung ausgegeben oder gewährt wurden oder noch auszugeben oder 
zu gewähren sind. Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene Aktien 
nicht unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 S. 4 AktG veräußert 
werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als zehn Prozent des Grund-
kapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG ohne besonderen sachlichen Grund ausgeschlossen wird. Diese  
weitergehende Beschränkung liegt im Interesse der Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote 
möglichst aufrechterhalten wollen. 
 
Der Vorstand soll zudem ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund 
der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien als Gegenleistung für den 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an anderen Unternehmen 
oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögens-
gegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre im Sinne der 
§§ 15 ff. AktG verbundenen Unternehmen einzusetzen. Der internationale Wettbewerb  
verlangt zunehmend auch diese Form der Akquisitionsfinanzierung. Die vorgeschlagene  
Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum geben, um sich 
bietende Akquisitionsgelegenheiten schnell und flexibel ausnutzen zu können. Dem trägt der 
vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung der  
Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre an-
gemessen gewahrt werden. Bei der Entscheidung über die Art der Aktienbeschaffung zur  
Finanzierung solcher Transaktionen wird sich der Vorstand allein von den Interessen der  
Gesellschaft und der Aktionäre leiten lassen. 
 
Schließlich sollen die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien vom  
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch ohne erneuten Beschluss der Haupt- 
versammlung eingezogen werden können. Die Einziehung kann mit oder ohne Herabsetzung 
des Grundkapitals erfolgen, wobei sich im letzteren Fall der anteilige Betrag je Aktie am 
Grundkapital erhöht. Für diesen Fall wird der Vorstand zur Anpassung der Angabe der Zahl 
der Aktien in der Satzung ermächtigt. 
 
Die der Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung vorgeschla-
gene Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien in anderer Weise als durch Veräußerung 
über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre bezieht sich nur auf diejenigen eigenen 
Aktien, die aufgrund dieser Ermächtigung erworben werden, nicht hingegen auf andere eigene 
Aktien, die die Gesellschaft bereits in Besitz hat. Dies wird im Hinblick auf insgesamt 782.300 
der Gesellschaft bereits gehörende eigene Aktien, für welche die Hauptversammlung am  
15. März 2006 beschlossen hatte, dass ihre Veräußerung oder Verwendung nur nach einem 
Beschluss der Hauptversammlung möglich ist, vorsorglich ausdrücklich klargestellt.  
 
Der Vorstand wird der nächsten ordentlichen Hauptversammlung über eine etwaige  
Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien berichten. 
 

******************** 
  



 

Weitere Angaben und Hinweise 
 
Der Vorstand der Gesellschaft hat in Ausübung der von der Hauptversammlung der Gesell-
schaft am 17. Mai 2023 mit großer Mehrheit beschlossenen Ermächtigung entschieden, die 
ordentliche Hauptversammlung 2025 gemäß § 118a AktG ohne physische Präsenz der  
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung als virtuelle Hauptver-
sammlung abzuhalten. Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 
(mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreterinnen) ist daher  
ausgeschlossen.  
 
Wie bitten um besondere Beachtung der nachstehenden Angaben und Hinweise, insbeson-
dere zur Möglichkeit der Verfolgung der Hauptversammlung in Bild und Ton, zur Ausübung 
des Stimmrechts und zu den weiteren Aktionärsrechten, sowie der Hinweise durch den  
Versammlungsleiter während der Hauptversammlung. 
 
Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 
und 4, 127, 130a, 131 und 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG stehen ab dem Zeitpunkt der  
Einberufung der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 

www.wacker.com/hauptversammlung 
 
zur Verfügung.  
 
 

1.  Aktionärsportal 
 
Die Gesellschaft hat unter  
 

www.wacker.com/hauptversammlung 
 
ein passwortgeschütztes Aktionärsportal für die Hauptversammlung eingerichtet. Über das 
Aktionärsportal können Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Anteils- 
besitz nachgewiesen haben, bzw. ihre Bevollmächtigten die nachstehend beschriebenen 
Rechte ausüben. Die benötigten Zugangsdaten für das Aktionärsportal erhalten Aktionäre 
nach erfolgreicher Anmeldung zusammen mit der Anmeldebestätigung (siehe nachstehend 
unter Ziffer 2.). Die Nutzung des Aktionärsportals durch Bevollmächtigte setzt voraus, dass 
die Bevollmächtigten vom Vollmachtgeber die mit der Anmeldebestätigung versandten indivi-
dualisierten Zugangsdaten zum Aktionärsportal erhalten, sofern die Anmeldebestätigung nicht 
direkt an die Bevollmächtigten versandt wurde. 
 
Bei Nutzung des Aktionärsportals während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 
7. Mai 2025, d. h. zwischen Eröffnung der Hauptversammlung bis zu ihrer Schließung durch 
den Versammlungsleiter, sind die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten für die Dauer der Nut-
zung elektronisch zur Hauptversammlung zugeschaltet im Sinne von § 121 Abs. 4b Satz 1 
AktG. 
 
Das Aktionärsportal steht voraussichtlich ab dem 16. April 2025 zur Verfügung.  
 
  



 

2.  Übertragung der Hauptversammlung im Internet 
 
Die gesamte virtuelle Hauptversammlung wird am 7. Mai 2025 ab 10:00 Uhr (MESZ) für  
ordnungsgemäß angemeldete und legitimierte Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten live im 
Internet unter  
 

www.wacker.com/hauptversammlung 
 
über das passwortgeschützte Aktionärsportal mit Bild und Ton übertragen. Wie Aktionäre und 
ihre Bevollmächtigten Zugang zum Aktionärsportal erhalten, ist oben unter Ziffer 1.  
(„Aktionärsportal“) beschrieben.  
 
 

3.  Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptver-
sammlung und die Ausübung des Stimmrechts 

 
Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung im Sinne der elektronischen Zuschaltung 
und zur Ausübung der Aktionärsrechte im Zusammenhang mit der Hauptversammlung,  
insbesondere des Stimmrechts, sind nur die Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft 
fristgerecht in Textform angemeldet haben. Die Anmeldung muss spätestens bis zum 30. April 
2025, 24:00 Uhr (MESZ) bei der nachstehend genannten Anmeldestelle eingehen.   
 
Anmeldestelle: 
 
Wacker Chemie AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
 
oder per E-Mail: Anmeldestelle@computershare.de 
 
oder gemäß § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG in Verbindung mit Artikel 2 Abs. 1 und 3 
und Artikel 9 Abs. 4 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 per 
SWIFT: CMDHDEMMXXX; Instruktionen gemäß ISO 20022; Autorisierung über SWIFT  
Relationship Management Application (RMA) erforderlich.  
 
Die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts ist durch einen durch den Letztintermediär (d. h. das depotführende Institut) in 
Textform erstellten Nachweis des Anteilsbesitzes nachzuweisen; ein Nachweis des Anteils-
besitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG ist ausreichend. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss 
sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung (15. April 2025, 
24:00 Uhr (MESZ)) beziehen („Nachweisstichtag“) und der Gesellschaft unter obengenannter 
Adresse spätestens bis zum 30. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. 
 
Nach Eingang der ordnungsgemäßen Anmeldung und des ordnungsgemäßen Nachweises 
des Anteilsbesitzes erhalten die Aktionäre Anmeldebestätigungen mit den individualisierten 
Zugangsdaten für das passwortgeschützte Aktionärsportal übersandt. Um den rechtzeitigen 
Erhalt der Anmeldebestätigung sicherzustellen, bitten wir, möglichst frühzeitig für die Anmel-
dung und Übersendung des Nachweises des Anteilsbesitzes an die oben genannte  
Adresse Sorge zu tragen.  
 
  



 

Bedeutung des Nachweisstichtags  
 
Der Nachweisstichtag („Record Date“) ist das entscheidende Datum für den Umfang und die 
Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts sowie der weiteren Aktionärsrechte im Zusam-
menhang mit der virtuellen Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die  
Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung die Ausübung des Stimmrechts sowie die 
Ausübung der sonstigen Aktionärsrechte nur als Aktionär, wer einen Nachweis des Anteils-
besitzes zum Record Date erbracht hat. Veränderungen im Aktienbestand nach dem Record 
Date haben hierfür keine Bedeutung. Personen, die am Record Date noch keine Aktien  
besitzen und erst danach Aktionär der Gesellschaft werden, sind für die von ihnen gehaltenen 
Aktien nur zur Teilnahme und zur Ausübung des Stimmrechts und der sonstigen Aktionärs-
rechte berechtigt, wenn der Gesellschaft form- und fristgerecht eine Anmeldung und ein Nach-
weis des Anteilsbesitzes des bisherigen Aktionärs zugehen und dieser den neuen Aktionär 
bevollmächtigt oder zur Rechtsausübung ermächtigt. Aktionäre, die sich ordnungsgemäß  
angemeldet und den Nachweis erbracht haben, sind auch dann zur Teilnahme an der virtuel-
len Hauptversammlung im Sinne der elektronischen Zuschaltung und zur Ausübung des 
Stimmrechts und der sonstigen Aktionärsrechte berechtigt, wenn sie die Aktien nach dem  
Record Date veräußern. Der Nachweisstichtag hat keine Auswirkungen auf die Veräußerbar-
keit der Aktien und ist kein relevantes Datum für eine eventuelle Dividendenberechtigung. 
 
 

4. Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl 
 
Aktionäre haben die Möglichkeit, ihr Stimmrecht auch ohne an der virtuellen Hauptversamm-
lung teilzunehmen, im Wege der elektronischen Briefwahl über das passwortgeschützte  
Aktionärsportal (siehe oben unter Ziffer 1. („Aktionärsportal“)) auszuüben. Auch in diesem Fall 
sind die ordnungsgemäße Anmeldung und der ordnungsgemäße Nachweis des Anteilsbesit-
zes, jeweils wie vorstehend unter Ziffer 3. („Voraussetzungen für die Teilnahme an der  
virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts“) beschrieben, erforderlich. 
Die für die elektronische Briefwahl erforderlichen Zugangsdaten zum Aktionärsportal werden 
nach Zugang einer ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen Nachweises 
des Anteilsbesitzes zusammen mit der Anmeldebetätigung zugesandt.  
 
Die Stimmabgabe mittels elektronischer Briefwahl über das passwortgeschützte Aktionärspor-
tal ist gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren voraussichtlich bereits ab dem 16. April 
2025 und auch noch während der virtuellen Hauptversammlung am 7. Mai 2025 bis zu dem 
vom Versammlungsleiter im Rahmen der Abstimmung festgelegten Zeitpunkt möglich. Bis zu 
diesem Zeitpunkt ist auch ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor erfolgten Briefwahl-
stimmabgabe über das Aktionärsportal möglich. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass andere Kommunikationswege für die Briefwahl nicht zur 
Verfügung stehen, insbesondere besteht nicht die Möglichkeit zur Versendung von Briefwahl-
stimmen auf dem Postweg. 
 
Auch Bevollmächtigte (einschließlich Intermediären, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsbe-
rater sowie sonstige nach § 135 Abs. 8 AktG Gleichgestellten) können sich der elektronischen 
Briefwahl bedienen. Die Regelung zur Erteilung, zum Widerruf und zum Nachweis der Voll-
macht (siehe nachfolgend unter Ziffer 6. („Bevollmächtigung eines Dritten zur Ausübung des 
Stimmrechts und sonstiger Rechte“) bleiben unberührt. 
  



 

Weitere Informationen zur elektronischen Briefwahl können der Anmeldebestätigung sowie 
den auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 

www.wacker.com/hauptversammlung  
 

abrufbaren Erläuterungen entnommen werden. 
 
 

5.  Verfahren für die Stimmabgabe durch weisungsgebundene 
Stimmrechtsvertreterinnen der Gesellschaft  

 
Aktionäre haben die Möglichkeit, ihr Stimmrecht durch von der Gesellschaft benannte  
weisungsgebundene Stimmrechtsvertreterinnen ausüben zu lassen. Auch in diesem Fall sind 
eine fristgerechte Anmeldung des Aktionärs zur virtuellen Hauptversammlung und ein fristge-
rechter Nachweis des Anteilsbesitzes des Aktionärs, jeweils wie vorstehend unter Ziffer 3. 
(„Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung 
des Stimmrechts“) beschrieben, erforderlich. 
 
Die Stimmrechtsvertreterinnen der Gesellschaft üben das Stimmrecht im Falle ihrer Bevoll-
mächtigung nur weisungsgebunden aus. Ohne Erteilung ausdrücklicher Weisungen zu den 
einzelnen Tagesordnungspunkten ist eine Stimmrechtsausübung durch die Stimmrechtsver-
treterinnen der Gesellschaft nicht möglich. 
 
Auch Bevollmächtigte (einschließlich Intermediären, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsbe-
rater sowie sonstige nach § 135 Abs. 8 AktG Gleichgestellten) können sich der Stimmabgabe 
durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht und Weisung an die Stimmrechtsvertreterinnen der Ge-
sellschaft bedienen. Die Regelung zur Erteilung, zum Widerruf und zum Nachweis der Voll-
macht (siehe nachfolgend unter Ziffer 6. („Bevollmächtigung eines Dritten zur Ausübung des 
Stimmrechts und sonstiger Rechte“)) bleiben unberührt. 
 
Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte, die den von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreterinnen eine Vollmacht erteilen wollen, können hierzu das Vollmachts- und Weisungs-
formular verwenden, welches auf der Homepage der Gesellschaft abrufbar ist. 
 
Vollmachten mit Weisungen an die Stimmrechtsvertreterinnen der Gesellschaft sind bis  
spätestens 6. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Eingang), an die folgende Adresse zu übersen-
den: 
 
Wacker Chemie AG  
c/o Computershare Operations Center  
80249 München 
 
oder per E-Mail: Anmeldestelle@computershare.de 
 
oder gemäß § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG in Verbindung mit Artikel 2 Abs. 1 und 3 
und Artikel 9 Abs. 4 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 per 
SWIFT: CMDHDEMMXXX; Instruktionen gemäß ISO 20022; Autorisierung über SWIFT  
Relationship Management Application (RMA) erforderlich. 
 
Im Vorfeld der Hauptversammlung können auf diesem Wege übermittelte Vollmachten und 
Weisungen an die Stimmrechtsvertreterinnen der Gesellschaft bis zum 6. Mai 2025, 24:00 Uhr 
(MESZ) (Eingang), auch widerrufen oder geändert werden.  
 



 

Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreterinnen der Gesellschaft können zudem 
voraussichtlich bereits ab dem 16. April 2025 und auch noch während der virtuellen Haupt-
versammlung am 7. Mai 2025 bis zu dem vom Versammlungsleiter im Rahmen der Abstim-
mung festgelegten Zeitpunkt über das passwortgeschützte Aktionärsportal (siehe oben unter 
Ziffer 1. („Aktionärsportal“)) erteilt, geändert und widerrufen werden.  
 
Weitere Informationen zur Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreterin-
nen der Gesellschaft können der Anmeldebestätigung sowie den auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter  
 

www.wacker.com/hauptversammlung 
 
abrufbaren Erläuterungen entnommen werden.  
 
 

6.  Bevollmächtigung eines Dritten zur Ausübung des Stimmrechts 
und sonstiger Rechte 

 
Aktionäre können sich auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch einen Intermediär, eine 
Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder einen sonstigen Dritten vertreten lassen 
und ihr Stimmrecht und sonstige Rechte durch den Bevollmächtigten ausüben lassen. Auch 
in diesen Fällen sind eine fristgerechte Anmeldung des Aktionärs zur virtuellen Hauptver-
sammlung und ein fristgerechter Nachweis des Anteilsbesitzes des Aktionärs, jeweils wie vor-
stehend unter Ziffer 3. („Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversamm-
lung und die Ausübung des Stimmrechts“) beschrieben, erforderlich. 
 
Vollmachten können durch Erklärung gegenüber dem Bevollmächtigten oder gegenüber der 
Gesellschaft erteilt werden. Wenn weder ein Intermediär (z. B. ein Kreditinstitut) noch eine 
Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder ein anderer diesen gemäß § 135 Abs. 8 
AktG Gleichgestellter bevollmächtigt werden, bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Wider-
ruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform. Zur 
Erteilung der Vollmacht kann das Vollmachtsformular verwendet werden, welches auf der 
Homepage der Gesellschaft abrufbar ist. 
 
Für die Erklärung einer Vollmachtserteilung gegenüber der Gesellschaft, ihren Widerruf und 
die Übermittlung des Nachweises einer gegenüber dem Bevollmächtigten erklärten Vollmacht 
bzw. deren Widerruf steht die nachfolgende E-Mail-Adresse zur Verfügung: 
 
Anmeldestelle@computershare.de 
 
Als weiteren elektronischen Übermittlungsweg bietet die Gesellschaft zusätzlich die Übermitt-
lung über das Aktionärsportal (siehe oben unter Ziffer 1. („Aktionärsportal“). Dies ist nach er-
folgreicher Anmeldung bis zur Schließung der Hauptversammlung durch den Versammlungs-
leiter möglich.  
 
Bei der Bevollmächtigung von Intermediären (z. B. Kreditinstituten), Aktionärsvereinigungen, 
Stimmrechtsberatern oder sonstigen diesen nach § 135 Abs. 8 AktG Gleichgestellten gilt das 
Erfordernis der Textform nicht. Allerdings sind in diesen Fällen die Regelungen in § 135 AktG 
sowie möglicherweise weitere Besonderheiten zu beachten, die von den jeweils Bevollmäch-
tigten vorgegeben werden und bei diesen zu erfragen sind. 
 
Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der virtuellen Hauptversammlung teilnehmen. 
Sie können das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre nur im Wege der elektroni-
schen Briefwahl oder der Erteilung von (Unter-)Vollmacht und Weisung an die 



 

Stimmrechtsvertreterinnen der Gesellschaft ausüben. Die Nutzung des Aktionärsportals durch 
Bevollmächtigte setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom Vollmachtgeber die mit der An-
meldebestätigung versandten individualisierten Zugangsdaten für das Aktionärsportal erhält, 
sofern die Anmeldebestätigung nicht direkt an die Bevollmächtigten versandt wurden. 
 
 

7.  Weitere Informationen zur Stimmrechtsausübung 
 
Sollten Stimmrechte fristgemäß auf mehreren Wegen durch elektronische Briefwahl und Voll-
macht/Weisung an die Stimmrechtsvertreterinnen der Gesellschaft ausgeübt werden, werden 
diese unabhängig vom Zeitpunkt des Zugangs in folgender Reihenfolge berücksichtigt: (1.) 
elektronisch über das Aktionärsportal, (2.) gemäß § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG in 
Verbindung mit Artikel 2 Abs. 1 und 3 und Artikel 9 Abs. 4 der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212, (3.) per E-Mail und (4.) per Brief. Der zuletzt zugegangene, fristgerechte Widerruf 
einer Erklärung ist maßgeblich. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine 
Einzelabstimmung durchgeführt werden, so gilt die zu diesem Tagesordnungspunkt  
abgegebene Briefwahlstimme bzw. Vollmacht/Weisung entsprechend für jeden Punkt der  
Einzelabstimmung. 
 
 

8. Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 und 4, 127, 
130a, 131 Abs. 1 und 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG 

 
8.1  Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß 

§ 122 Abs. 2 AktG 
 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von 500.000,00 € am Grundkapital 
erreichen, dies entspricht 100.000 nennwertlosen Stückaktien, können verlangen, dass  
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen  
Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
 
Ergänzungsverlangen müssen schriftlich an den Vorstand gerichtet und der Gesellschaft bis 
spätestens 6. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zugegangen sein. Ergänzungsverlangen können 
an die nachfolgend genannte Adresse übersandt werden: 
 
Wacker Chemie AG 
Investor Relations 
Gisela-Stein-Straße 1 
81671 München 
 
Die Antragsteller haben gemäß § 122 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 AktG nachzuweisen, dass sie seit 
mindestens 90 Tagen vor dem Zugang des Verlangens Inhaber der erforderlichen Anzahl  
Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag 
halten; auf die Fristberechnung ist § 121 Abs. 7 AktG entsprechend anzuwenden. 
 
Bekannt zu machende Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung werden – soweit dies nicht 
bereits mit der Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 
Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei 
denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Informationen in der gesamten Euro-
päischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
 

www.wacker.com/hauptversammlung 
 
zugänglich gemacht. 

http://www.wacker.com/hauptversammlung


 

8.2  Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1 und 4, 127 AktG 
 
Aktionäre können Gegenanträge gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat 
zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt sowie Wahlvorschläge an die Gesellschaft  
übersenden.  
 
Gegenanträge sowie Wahlvorschläge von Aktionären, die bis spätestens 22. April 2025, 
24:00 Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft unter der nachfolgend genannten Adresse eingegan-
gen sind, werden einschließlich des Namens des Aktionärs sowie zugänglich zu machender 
Begründungen und gegebenenfalls versehen mit den nach § 127 Satz 4 AktG zu ergänzenden 
Inhalten unverzüglich nach ihrem Eingang auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.wacker.com/hauptversammlung zugänglich gemacht: 
 
Wacker Chemie AG 
Investor Relations 
Gisela-Stein-Straße 1  
81671 München 
 
oder per E-Mail: hauptversammlung@wacker.com 
 
Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden gleichfalls unter der genannten Internet-
adresse zugänglich gemacht. Gegenanträge und Wahlvorschläge, die nicht an die vorge-
nannte Adresse der Gesellschaft adressiert sind oder verspätet eingehen, werden von der 
Gesellschaft nicht im Internet veröffentlicht. Ferner kann die Gesellschaft auch noch unter 
bestimmten weiteren in den §§ 126 bzw. 127 AktG näher geregelten Voraussetzungen von 
einer Zugänglichmachung ganz oder teilweise absehen oder Gegenanträge bzw. Wahlvor-
schläge und deren Begründung zusammenfassen. 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 AktG zugäng-
lich zu machen sind, gelten gemäß § 126 Abs. 4 AktG als im Zeitpunkt der Zugänglich- 
machung gestellt. Zu ihnen können ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptversammlung ange-
meldete und legitimierte Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten das Stimmrecht ausüben.  
Sofern der Aktionär, der den Gegenantrag gestellt oder Wahlvorschlag unterbreitet hat, nicht 
ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptversammlung angemeldet und legitimiert ist, muss der 
Gegenantrag bzw. Wahlvorschlag in der Hauptversammlung nicht behandelt werden.  
Vorstehendes gilt entsprechend für Anträge zu Tagesordnungspunkten, die aufgrund eines 
Ergänzungsantrags von Aktionären gemäß § 122 Abs. 2 AktG durch gesonderte Bekanntma-
chung nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. 
 
Darüber hinaus können Gegenanträge oder Wahlvorschläge sowie sonstige Anträge auch 
während der virtuellen Hauptversammlung im Wege der Videokommunikation, d. h. im  
Rahmen eines Redebeitrags (siehe nachstehend unter Ziffer 8.4), gestellt werden. 

 
8.3  Einreichung von Stellungnahmen gemäß § 130a Abs. 1 bis 4 AktG  

 
Vor der Hauptversammlung können ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptversammlung ange-
meldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten Stellungnahmen zu den Gegenständen der  
Tagesordnung im Wege der elektronischen Kommunikation einreichen.  
 
Stellungnahmen sind in Textform bis spätestens 1. Mai 2025, (24:00 Uhr) (MESZ) (Eingang) 
per E-Mail an die Adresse hauptversammlung@wacker.com zu übersenden: 
 



 

Stellungnahmen können in deutscher und englischer Sprache eingereicht werden. Stellung-
nahmen in anderen Sprachen werden nicht zugänglich gemacht werden. Die Gesellschaft 
wird eingehende Stellungnahmen nicht übersetzen. 
  
Wir bitten darum, den Umfang einer Stellungnahme auf ein angemessenes Maß zu begren-
zen, um der Gesellschaft und den anderen Aktionären eine ordnungsgemäße Sichtung zu 
ermöglichen. Als Orientierung sollte ein Umfang von 10.000 Zeichen (einschließlich Leerzei-
chen) dienen. 
 
Die Gesellschaft wird zugänglich zu machende Stellungnahmen, einschließlich des Namens 
des Aktionärs bzw. des Bevollmächtigten, im Aktionärsportal (siehe oben unter Ziffer 1.  
(„Aktionärsportal“)) veröffentlichen. Dort werden auch etwaige Stellungnahmen der Verwal-
tung veröffentlicht. 
 
Stellungnahmen werden nicht zugänglich gemacht, wenn sie der Gesellschaft verspätet oder 
nicht unter der vorstehend genannten E-Mail-Adresse zugehen, sie einen angemessenen  
Umfang überschreiten, sie nicht in deutscher oder englischer Sprache verfasst sind oder einer 
der Ausschlussgründe gemäß §§ 130a Abs. 3 Satz 4 i.V.m. 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 3 oder 6 
AktG vorliegt. 
 
Die Möglichkeit zur Einreichung von Stellungnahmen vor der Hauptversammlung begründet 
keine Möglichkeit zur Vorab-Einreichung von Fragen gemäß § 131 Abs. 1a AktG. Etwaige in 
Stellungnahmen enthaltene Fragen, Anträge, Wahlvorschläge und Widersprüche gegen  
Beschlüsse der Hauptversammlung werden daher in der virtuellen Hauptversammlung nicht 
berücksichtigt. Diese sind ausschließlich auf den in dieser Einberufung gesondert angegebe-
nen Wegen einzureichen beziehungsweise zu stellen oder zu erklären. 
 
8.4  Rederecht gemäß § 130a Abs. 5 und 6 AktG  
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zur Hauptversammlung zugeschaltet 
sind, haben in der Hauptversammlung ein Rederecht im Wege der Videokommunikation.  
Anträge und Wahlvorschläge nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG sowie alle Arten von 
Auskunftsverlangen nach § 131 AktG dürfen Bestandteil eines Redebeitrags sein.  
  
Ab 30 Minuten vor Beginn der virtuellen Hauptversammlung (d. h. ab ca. 9:30 Uhr (MESZ)) 
wird im Aktionärsportal ein virtueller Wortmeldetisch geführt, über den die zugeschalteten  
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten ihren Redebeitrag anmelden können (zu den Zugangs-
voraussetzungen zum Aktionärsportal siehe oben unter Ziffer 1. („Aktionärsportal“)). Aktionäre 
bzw. ihre Bevollmächtigten, die einen Redebeitrag ordnungsgemäß angemeldet haben,  
werden in einen virtuellen Warteraum gebeten. Der Zugang zu diesem virtuellen Warteraum 
erfolgt per Klick auf ein Pop-up-Fenster direkt über das Aktionärsportal.  
 
Für die Live-Videozuschaltung während der Hauptversammlung benötigen Aktionäre bzw. 
ihre Bevollmächtigten ein internetfähiges Endgerät (zum Beispiel Laptop, Tablet oder Smart-
phone), eine stabile Internetverbindung sowie eine Kamera und ein Mikrofon, auf welche vom 
Internetbrowser zugegriffen werden kann. Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktions- 
fähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionären bzw. Bevollmächtigten und Gesell-
schaft in der Versammlung vor dem jeweiligen Redebeitrag zu überprüfen und diesen zurück-
zuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. Hinweise und Empfehlungen 
für eine optimale Funktionsfähigkeit der Videokommunikation sind auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter wwww.wacker.com/hauptversammlung verfügbar.  
 
Nach § 15 Abs. 2 Satz 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter das 
Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken. 
 



 

8.5  Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG  
 
Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, einschließlich der rechtlichen und 
geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen, sowie über die Lage des  
Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen zu geben, soweit 
sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist.  
 
Außerdem besteht in der Hauptversammlung gemäß § 131 Abs. 1d AktG ein Nachfragerecht 
zu allen vom Vorstand gegebenen Antworten. 
 
Es ist vorgesehen, dass der Versammlungsleiter in der Hauptversammlung gemäß § 131 
Abs. 1f AktG festlegt, dass alle Arten des Auskunftsrechts nach § 131 AktG in der virtuellen 
Hauptversammlung ausschließlich im Wege der Videokommunikation, also im Rahmen der 
Ausübung des Rederechts (siehe oben unter Ziffer 8.4) ausgeübt werden dürfen. Eine ander-
weitige Einreichung von Fragen im Wege der elektronischen oder sonstigen Kommunikation 
ist weder vor noch während der Hauptversammlung vorgesehen. 
 
Nach § 15 Abs. 2 Satz 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter das 
Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken. Zudem kann der  
Vorstand in bestimmten, in § 131 Abs. 3 AktG geregelten Fällen, die Auskunft verweigern. 
Diese Fälle sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.wacker.com/hauptver-
sammlung dargestellt. 
 
8.6 Widerspruch zur Niederschrift gemäß § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG  
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zur Hauptversammlung zugeschaltet 
sind, haben gemäß § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG das Recht, Widerspruch gegen  
Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege der elektronischen Kommunikation zu erklären. 
 
Ein solcher Widerspruch kann vom Beginn der Hauptversammlung bis zu ihrer Schließung 
durch den Versammlungsleiter über das Aktionärsportal unter der Internetadresse www. 
wacker.com/hauptversammlung erklärt werden (zu den Zugangsvoraussetzungen zum  
Aktionärsportal siehe oben unter Ziffer 1. („Aktionärsportal“)). Der Notar hat die Gesellschaft 
zur Entgegennahme von Widersprüchen über das Aktionärsportal ermächtigt und erhält die 
Widersprüche über das Aktionärsportal.  
 
 

9. Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft  
 
Diese Einberufung der Hauptversammlung, die gesetzlich zugänglich zu machenden Unterla-
gen und Anträge von Aktionären sowie weitere Informationen gemäß § 124a AktG und  
weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 
und 4, 127, 130a, 131 und 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG stehen ab dem Zeitpunkt der  
Einberufung der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 

www.wacker.com/hauptversammlung 
 
zur Verfügung. Dort werden nach der Hauptversammlung auch die festgestellten Abstim-
mungsergebnisse veröffentlicht. 
 
  

http://www.wacker.com/hauptversammlung
http://www.wacker.com/hauptversammlung


 

10.  Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
 
Das Grundkapital der Gesellschaft ist eingeteilt in 52.152.600 nennwertlose Stückaktien mit 
ebenso vielen Stimmrechten. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung 2.474.617 
eigene Aktien. Hieraus stehen ihr keine Stimmrechte zu.  
 
 

11.  Hinweis zum Datenschutz 
 
Einzelheiten zum Umgang mit personenbezogenen Daten der Aktionäre und zu den Rechten 
der Aktionäre nach der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) entnehmen Sie bitte der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.wacker.com/hv-datenschutz. 
 
 
 
 
München, im März 2025 
 
Wacker Chemie AG 
Der Vorstand 


